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☒ Verbandsversammlung 

☐ Verwaltungsrat 

 

 

Tischvorlage zur  

Sitzungsvorlage Nr.: 11/2025  Sitzung am 18.11.2025  ☒ Öffentlich  

Bearbeiterin: Heike Bartenbach  Aktenzeichen: .031   ☐ Nichtöffentlich 

____________________________________________________________________ 

 

 

Verbandsvorsitzender: ___________________________________ 

 

 

Gremium 

 

Beratungsfolge Sitzung am Öffentlichkeitsstatus 

Verbandsversammlung Beschlussfassung 

 

18.11.2025 Öffentlich 

 

Verhandlungsgegenstand: 

 

Vergabe Rückbau (1. Rückbauabschnitt) 

 

Beschlussvorschlag: 

 
Die Verwaltung wird ermächtigt, die Rückbauarbeiten nach einem erneuten 

verkürzten Vergabeverfahren an den geeigneten Bieter zu vergeben. 

 

________________________________________________________________________ 

 

Kosten / Finanzielle Auswirkungen: 

☐ Es werden keine Haushaltsmittel benötigt (kostenneutral). 

☒ Es werden Haushaltsmittel in Höhe von ca. XX EUR benötigt 

☒ Diese stehen ausreichend zur Verfügung (Produkt / Investition). 

☐ Haushaltsmittel stehen nur mit € zur Verfügung (Produkt / Investition) 

☐ Haushaltsmittel stehen nicht zur Verfügung. 

☐ Deckungsvorschlag: 

______________________________________________________________________ 
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Sachverhalt 

 

Gemäß Kaufvertrag vom 13.09.2023 ist der Zweckverband verpflichtet, die zum Rückbau 

vorgesehenen Gebäude und Anlagen innerhalb von drei Jahren zurückzubauen. 

 

Aus Gründen des Artenschutzes müssen die Rückbauarbeiten während der Wintermonate 

beginnen. Der Rückbau ist deshalb ab Anfang 2026 bis August 2026 geplant.  

 

Mit der Vorbereitung und Ausschreibung des Rückbaus sowie dem Stoffstrommanagement 

wurde die EPEA GmbH (Part of Drees & Sommer) in der Verbandsversammlung am 

01.07.2025 beauftragt. 

 

Bei den abzubrechenden Gebäuden und Anlagen handelt es sich um Bauwerke aus den 

1960er-Jahren. Bei Bauwerken, die vor 1990 errichtet wurden, ist grundsätzlich mit einem 

erhöhten Schadstoffpotential zu rechnen. 

 

Als Grundlage für den Kaufvertrag wurden zwischen 2019 und 2021 Gutachten zu 

Bausubstanz und Schadstoffen in Gebäuden vorgelegt. Die vorhandenen Gutachten sind 

allerdings nicht vollständig umfassend und beinhalten keine ausreichenden Beprobungen 

und Beprobungsergebnisse. Zudem wurde 2019 noch nach veralteten Asbestbestimmungen 

beprobt. Zusätzlich entsprechen die damaligen Belastungsklassen des Bodenaushubs nicht 

der aktuellen „Ersatzbaustoff-Verordnung“ für den Umgang mit Böden und Baustoffmassen. 

 

Aufgrund des lückenhaften Schadstoffgutachtens wurde das damit verbundene 

Nachtragsrisiko als zu hoch eingestuft. Das Schadstoffgutachten wird deshalb derzeit 

überarbeitet und ergänzt. Diese Fortschreibung erfordert zugleich eine Anpassung des 

bereits erstellten Leistungsverzeichnisses. 

 

Vor diesem Hintergrund ist die Aufhebung des laufenden Vergabeverfahrens erforderlich, um 

das finanzielle Risiko für den Auftraggeber zu minimieren.  

 

Auf der Grundlage des aktualisierten Schadstoffgutachtens und angepassten 

Leistungsverzeichnisses soll der Rückbau erneut mit einer angemessenen Frist 

ausgeschrieben werden. 

 

Da die Randbedingungen dem Bieterfeld bereits bekannt sind, wird eine Kalkulationsfrist 

seitens von Drees & Sommer von zwei Kalenderwochen für ausreichend erachtet. 

 

Das neue Schadstoffkataster wird voraussichtlich Anfang Dezember vorliegen. Die Vergabe 

des Rückbaus könnte anschließend zeitnah erfolgen. 

 

Der aktualisierte Terminplan sieht vor, dass der Rückbau auf Basis der überarbeiteten und 

erweiterten Grundlagen Anfang 2026 erfolgen kann. 


